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Vorwort 

Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre werden wir Zeugen teils 
dramatischer politischer Umwälzungen in Europa. Insbesondere der die 
weltpolitische Landkarte verändernde osteuropäische Desintegrationspro-
zeß vollzieht sich in atemberaubendem Tempo. Dagegen nimmt sich die 
westeuropäische Integration als ein eher gemächlich voranschreitender 
Prozeß aus, obwohl sie seit Verabschiedung des Binnenmarktprogramms 
Mitte der 80er Jahre durchaus an Dynamik gewonnen hat. Darüber hinaus 
steht sie derzeit mit den beiden Regierungskonferenzen zur Schaffung 
einer Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion und einer Europäi-
schen Politischen Union wieder einmal vor bedeutenden Weichenstellun-
gen. 

Angesichts westeuropäischer Integration und osteuropäischer Desinte-
gration srellt sich die Frage, ob es vielleicht eine Art allgemeingültig 
ableitbaren optimalen Zentralisationsgrad oder rationale Integrationsstruk-
turen für die Kompetenzverteilung zwischen verschiedenen staatlichen 
Verbänden gibt, und wie diese Kompetenz- und Integrationsstrukturen 
aussehen könnten. Mit dieser Fragestellung beschäftigt sich die vorliegende 
Arbeit. Obwohl vor dem Hintergrund westeuropäischer Integration 
entstanden, lassen sich ihre Ergebnisse ohne weiteres auf den politischen 
Desintegrationsprozeß in Osteuropa oder auf andere Prozesse übertragen, 
in denen bestehende Kompetenzverteilungsregeln zur Disposition stehen. 

Die vorliegende Arbeit ist der Versuch, eine aus ökonomischer Sicht 
rationale Kompetenzverteilung und Finanzverfassung für die grenzüber-
schreitende staatliche Zusammenarbeit in Europa abzuleiten und den 
gegenwärtigen Stand und existierende Reformvorschläge im Lichte dieses 
gedanklichen Referenzsystems zu bewerten. Überlegungen in bezug auf 
die Europäischen Gemeinschaften stehen im Mittelpunkt der Analyse. 
Doch im Laufe der Arbeit zeigte sich recht bald, daß sich die hier entwik-
kelten Überlegungen zu einer Kritik des gegenwärtigen demokratischen 
und staatlichen Bereitstellungsprozesses verdichteten. Denn Referenzmodell 
für normative Vorgaben waren nicht so sehr Regelungen anderer Födera-
tionen, sondern die Wesensmerkmale des marktwirtschaftliehen Bereitstel-
lungsprozesses. Demgemäß lassen sich die Ergebnisse und Schlußfolgerun-
gen dieser Studie ohne weiteres auf andere staatliche Ebenen und Koope-
rationsformen übertragen, läuft doch der Bereitstellungsprozeß in allen 
Demokratien nach annähernd gleichen Mustern ab. 
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In ihren Grundzügen ist die vorliegende Arbeit während meiner Zeit als 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Finanzwissenschaft der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster bis Anfang 1988 entstanden. 
Die nun vorliegende stark überarbeitete Version wurde im Mai 1991 von 
der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Münster als 
Dissertation angenommen. 

Die Fertigstellung des Projekts wäre nicht möglich gewesen ohne die 
fruchtbaren Diskussionen am Institut für Finanzwissenschaft und das 
Durchhaltevermögen meines Doktorvaters, Herrn Prof. Dr. Heinz Grosse-
kettler. Seine Anregungen und seine positive Kritik haben mich immer 
wieder in die Realität zurückgeholt und mich davon abgehalten, "das Rad 
neu zu erfmden" oder zunächst einmal "Tabula rasa"-Situationen zu 
schaffen. Auch meine Ansätze, sein Weltbild über Doktoranden ins 
Wanken zu bringen, hat er mit Langmut ertragen. Hierfür bin ich ihm zu 
großem Dank verpflichtet. 

Danken möchte ich jedoch nicht nur meinem Doktorvater, sondern 
auch Herrn Prof. Dr. Georg Milbradt, der sich trotz seiner beruflichen 
Belastung als Finanzminister des Freistaates Sachsen in der Aufbauzeit 
nach der deutschen Vereinigung bereit gefunden hat, die Zweitberichter-
stattung zu übernehmen. Auch die gute, kollegiale Zusammenarbeit am 
Institut für Finanzwissenschaft und die wertvollen Diskussionen mit den 
Herren Dr. Manfred Koch, Dr. Ludger Sander, Dr. Gerhard Schwarzner, 
Dr. Johannes Scheube und Dr. Gerd Wendland haben entscheidend zum 
Gelingen der Arbeit beigetragen. Frau Astrid Jungmann hat sich schließ-
lich kurzfristig zur Anfertigung der in dieser Arbeit enthaltenen Übersich-
ten bereit erklärt; auch dafür gebührt ihr mein Dank. 

Die Erstellung einer (unveröffentlichten) Vorstudie zu dieser Arbeit 
unter dem Titel "Struktur und Haushaltsrecht der EG" profitierte von 
einem Forschungsstipendium der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften und wertvollen Hinweisen von Herrn Gerhard Hipp von der 
Generaldirektion "Haushalt" der EG-Kommission. Die Drucklegung der 
vorliegenden Arbeit wurde mit einem Druckkostenzuschuß der Universität 
Münster gefördert. 

Die Anfertigung einer Arbeit wie dieser erfordert auch in der heutigen 
Zeit eine gewisse Entbehrungsbereitschaft bei den direkt Betroffenen. Dies 
gilt insbesondere für die Familie, profitiert sie doch kaum direkt von den 
Früchten des mehr oder weniger gelungenen Werkes. Zugegebenermaßen 
mußten die Bedürfnisse meiner Familie phasenweise über Gebühr zurück-
treten. Dies gilt insbesondere für meine beiden Kinder Lukas und Laura, 
denen ich in den ersten, wichtigen Jahren ihres Lebens zu oft nur ein 
arbeitender Vater war. Ihnen widme ich dieses Buch. 

Brüssel, im September 1991 Manfred Teutemann 
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Teil I 
Einrührung und Grundlagen 

A. Einleitung 

Die Schaffung eines Europäischen Binnenmarktes bis 1992 nahm Ende 
der 80er Jahre erstaunlich konkrete Züge an. Getragen von einer an die 
Gründungsphase erinnernde Euphorie wurden seit Mitte der 80er Jahre 
im Ministerrat zukunftsweisende Beschlüsse gefaßt, die die vorangegange-
ne über lOjährige Stagnation fast vergessen machen können. Selbst die 
Schaffung einer Europäischen Zentralbank wird ernsthaft vorbereitet, und 
Gedankenspiele in bezug auf die Errichtung einer Europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft sind kein Tabu mehr. Vor diesem Hintergrund ist es 
nicht erstaunlich, daß die Europäischen Gemeinschaften an Attraktivität 
gewinnen und neben der Türkei, Österreich und Schweden, die bereits 
einen Beitrittsantrag gestellt haben, auch die meisten Staaten der Rest-
EFrA und die (neuen) Staaten Osteuropas einen Beitritt zu den Europäi-
schen Gemeinschaften anstreben oder doch zumindest erwägen. Darüber 
hinaus eröffnen die Umwälzungen in Mittel- und Osteuropa weitere, 
bisher nicht für möglich gehaltene Perspektiven grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit in Europa. Zu fragen ist, ob die bisherigen Strukturen 
grenzüberschreitender staatlicher Zusammenarbeit dieser neuen Dynamik 
und diesen großen Herausforderungen auf Dauer gewachsen sind. 

Denn die wiedergewonnene Dynamik der Europäischen Integration 
sollte nicht den Blick darauf verstellen, daß die Europäischen Gemein-
schaften unzweifelhaft seit Jahrzehnten in einer institutionellen Krise 
stecken -- Finanzierungsprobleme, Agrarüberschüsse, Handlungs- und 
Reformunfähigkeit in wichtigen Bereichen sowie tagelange Marathonsit-
zungen des Rates der EG führen sie der Öffentlichkeit tagtäglich vor 
Augen. Die Tatsache, daß diese Krise bereits Ende der sechziger Jahre ins 
Bewußtsein der Öffentlichkeit gedrungen ist und seit über zwanzig Jahren 
virulent bleibt, ist ein Indiz dafür, daß sie nicht nur auf temporäre äußere 
und widrige Umstände zurückzuführen ist, sondern daß sie zum großen 
Teil gemeinschaftsimmanent sein muß. 

An Versuchen, über Jahrzehnte hinweg entstandene Verkrustungen und 
in die falsche Richtung führende Weichenstellungen zu korrigieren, hat es 
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nicht gefehlt.1 Die Erfolglosigkeit dieser Bemühungen wirft jedoch die 
Vermutung auf, daß sich der Gesetzgeber bei der Gesetzesformulierung 
oder -ausführung im Rahmen des europäischen Rechts nicht vorrangig an 
aus der ökonomischen Theorie abgeleiteten Kriterien, sondern an anderen 
Erfordernissen, z.B. tagespolitischen Opportunitäten, orientierte. Es stellt 
sich deshalb schon seit geraumer Zeit die Frage, ob die Europäischen 
Gemeinschaften andere, stärker an ökonomischen Notwendigkeiten 
orientierte Gesetze, vielleicht sogar eine neue Verfassung brauchen, oder 
ob es im Rahmen der Römischen Verträge und im Rahmen des sekundä-
ren europäischen Rechts möglich ist, zu einer Reform der Europäischen 
Gemeinschaften derart zu kommen, daß den ökonomischen Notwendigkei-
ten und Spielregeln hinreichend Rechnung getragen wird. 

Da die Notwendigkeit zur Reform des Rechts der EG immer stärker 
auch von den Institutionen der EG selbst gesehen und auch in Angriff 
genommen wird -- es sei nur hingewiesen auf den Entwurf eines Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Union des Europäischen Parlaments vom 
14. Februar 1984 (ABL C 77 v. 13.3.84), die Einheitliche Europäische Akte 
vom 17. und 28. Februar 1986 (Kommission 1986) und die gegenwärtigen 
zwei Regierungskonferenzen zur Änderung der Römischen Verträge--, ist 
es unerläßlich, daß bei den anstehenden und auch bei den bereits in 
Angriff genommenen Reformen verstärkt darauf geachtet wird, das Recht 
zukunftsoffen, revisionsfähig und im Einklang mit den ökonomischen 
Spielregeln zu gestalten. 

Dabei ist es natürlich illusorisch anzunehmen, daß eine "Reform aus 
einem Guß" gelingen könnte. Vielmehr sollte nach einer inkrementalisti-
schen Politik gesucht werden, die sich als ein rationaler Mechanismus zur 
Evolution von Strukturen versteht. Notwendig dafür wäre aber -- und hier 
setzt die vorliegende Arbeit an -- die Anwendung einiger materieller 
Grundsätze für eine Kompetenzverteilung zwischen Privaten und der Öffent-
liehen Hand und zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen selbst. 
Diese Grundsätze müßten aus der ökonomischen Theorie abgeleitet und 
operationalisiert werden. 

Die vorliegende Arbeit möchte einen Beitrag dazu leisten, daß in 
Richtung auf einen solchen inkrementalistischen und rationalen Mechanis-
mus zur Evolution der Struktur der grenzüberschreitenden staatlichen 
Zusammenarbeit in Europa gedacht wird. Deshalb soll zunächst untersucht 
werden, für welche aus dem Marktversagen resultierenden Staatsaufgaben 
heute eine Kompetenzzuweisung an eine europäische Ebene zur Zielerrei-
chung geeignet, notwendig und verhältnismäßig erscheint, und welche 
Aufgaben aus ökonomischer Sicht besser auf anderen Ebenen (weltumfas-
send, national, subnational) anzusiedeln wären. Hierbei wird auch die 
Frage einer Europäischen Zentralbank und einer Europäischen Verteidi-

1 Vgl. dazu z.B. die im Teil IV dieser Arbeit angeführten Beispiele. 
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gungsgemeinschaft diskutiert. Kriterien zur Beantwortung dieser Fragestel-
lung werden aus der Literatur zur Kollektivgüter- und Föderalismustheorie 
entnommen. Darüber hinaus soll auch auf die Erkenntnisse der Neuen 
Politischen Ökonomie zurückgegriffen werden, um ebenfalls ein Referenz-
system für eine rationalere Struktur des demokratischen Wahl- und des 
bürokratischen Entscheidungsfmdungsprozesses abzuleiten. 

Es sei aber schon an dieser Stelle darauf hingewiesen, daß die Empfeh-
lung für eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Europa nicht 
automatisch bedeutet, daß entsprechende Kompetenzen auf die existieren-
den Europäischen Gemeinschaften übertragen werden sollten. Betrachtet 
man nämlich einmal die Realität, so stellt man fest, daß viele Mitgliedstaa-
ten der EG in einer Unzahl von internationalen Organisationen sind; seien 
es auf weltweiter Ebene die UNO oder die OECD, oder seien es auf euro-
päischer Ebene der Europarat, die ESA oder der KSZE-Prozeß von Hel-
sinki. Von daher ist auch der Frage nachzugehen, ob der Weg der europä-
ischen Integration automatisch "vom Zweckverband zur Europäischen 
Union" (Everling, 1977, S. 595) führen muß, und somit die regionale Weite 
das strukturbestimmende Ordnungsmerkmal ist. Dies wäre dann der Fall, 
wenn die folgende Analyse ergäbe, daß zur befriedigenden Aufgabenerfül-
lung auf europäischer Ebene notwendigerweise langfristig nur eine einzige 
Europäische Gemeinschaft (die "Vereinigten Staaten von Europa") instal-
liert werden sollte. Allerdings kann vielleicht auch die Existenz eines Sy-
stems mehrerer Europäischer Gemeinschaften -- z.B. für Außen- und Ver-
teidigungspolitik, für Innenpolitik und für Wirtschaftspolitik -- legitimiert 
werden. Dadurch würde die funktionale Trennung ein strukturbestimmen-
des Ordnungsmerkmal, die Europäischen Gemeinschaften blieben "Zweck-
verbände funktionaler Integration" .2 

In der Geschichte war das Regionalprinzip dominierend, weil es regional 
abgrenzbaren Herrschaftsbereichen entsprach. Deshalb hat man das 
Funktional- oder Verbandsprinzip kaum ernsthaft diskutiert. In dieser 
Arbeit -- und hier insbesondere im Kapitel F -- soll darum im Zuge eines 
Gedankenspiels untersucht werden, ob das Funktionalprinzip in Verbindung 
mit einer Äquivalenzfinanzienmg nicht vielleicht Vorteile aufzuweisen hätte. 
Somit wird hier auch eine "vergessene" Diskussion3 nachgeholt und ein 
Bezugssystem abgeleitet, das als Sollsystem für die Beurteilung des Status 
quo der Kompetenzverteilung und der Finanzierungsregeln geeignet sein 
könnte. 

2 Vgl. dazu lpsen (1972, S. 196ft). 
3 Zwar gibt es in der Integrationsliteratur eine Vielzahl von Beiträgen, die sich mit den 

zwei Integrationswegen "Funktionalismus" vs. "Institutionalismus• auseinandersetzen. Vgl. 
dazu z.B. Küsters (1982, S. 79ft) und Schneider/Hrbek (1980, S. 227ft). Doch wird in dieser 
Diskussion nur darüber gestritten, ob der funktionalistische oder der institutionalistische 
Ansatz der bessere Weg zum Ziel der "Vereinigten Staaten von Europa• ist; das Ziel 
"Vereinigte Staaten von Europa" an sich wird kaum problematisiert. 

2 Teutemann 
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